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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 530/2007 DES RATES

vom 8. Mai 2007

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 zur Einführung besonderer Handelsmaßnahmen
für die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder

damit verbundenen Länder und Gebiete

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 (1) gewährt für fast
alle Waren mit Ursprung in den betreffenden Ländern
und Gebieten uneingeschränkten zollfreien Zugang zum
Gemeinschaftsmarkt.

(2) Am 12. Juni 2006 wurde in Luxemburg ein Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den Euro-
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der Republik Albanien andererseits unterzeich-
net. Bis zum Abschluss der für dessen Inkrafttreten nö-
tigen Verfahren wurde ein Interimsabkommen über Han-
del und Handelsfragen zwischen der Europäischen

Gemeinschaft einerseits und der Republik Albanien ande-
rerseits (2) geschlossen, das am 1. Dezember 2006 in
Kraft getreten ist.

(3) Die Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen sowie
die Interimsabkommen schaffen eine vertragsmäßige
Handelsregelung zwischen der Gemeinschaft und den be-
günstigten Ländern. Die bilateralen Handelszugeständ-
nisse der Gemeinschaft entsprechen den Zugeständnissen,
die innerhalb der unilateralen autonomen Handels-
maßnahmen im Rahmen der Verordnung (EG)
Nr. 2007/2000 gelten.

(4) Daher ist es angezeigt, die Verordnung (EG) Nr.
2007/2000 zu ändern, um der neuen Situation Rech-
nung zu tragen. Insbesondere sollte die Republik Alba-
nien aus dem Verzeichnis der Länder gestrichen werden,
die im Rahmen der vertragsmäßigen Regelungen für die-
selben Waren in den Genuss von Zollzugeständnissen
kommen. Darüber hinaus ist es notwendig, das Gesamt-
zollkontingent für besondere Waren, für die im Rahmen
der vertragsmäßigen Regelungen Zollkontingente gewährt
wurden, zu senken.

(5) Die Republik Albanien, die Republik Kroatien und die
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien bleiben
Begünstigte der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000, sofern
die genannte Verordnung günstigere Zugeständnisse als
die im Rahmen der vertragsmäßigen Regelungen gelten-
den Zugeständnisse vorsieht —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung:

„Artikel 1

Präferenzregelungen

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen der Arti-
kel 3 und 4 werden Waren mit Ursprung in Bosnien und
Herzegowina, in Montenegro oder in den Zollgebieten Ser-
bien oder Kosovo, die nicht unter die Positionen 0102,
0201, 0202, 1604, 1701, 1702 und 2204 der Kombinierten
Nomenklatur fallen, ohne mengenmäßige Beschränkungen
oder Maßnahmen gleicher Wirkung sowie frei von Zöllen
und Abgaben gleicher Wirkung zur Einfuhr in die Gemein-
schaft zugelassen.

(2) Waren mit Ursprung in der Republik Albanien, in der
Republik Kroatien oder in der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien kommen in den ausdrücklich aufge-
führten Fällen weiter in den Genuss dieser Verordnung,
ebenso in den Fällen, in denen die Maßnahmen dieser Ver-
ordnung günstiger sind als die Handelszugeständnisse, die im
Rahmen der bilateralen Abkommen zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und diesen Ländern festgelegt sind.

(3) Für Einfuhren von Zuckererzeugnissen der Positionen
1701 und 1702 der Kombinierten Nomenklatur mit
Ursprung in Bosnien und Herzegowina, in Montenegro
oder in den Zollgebieten Serbien oder Kosovo werden die
Zugeständnisse gemäß Artikel 4 gewährt.“

2. Artikel 4 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Für Einfuhren von Zuckererzeugnissen der Positionen
1701 und 1702 der Kombinierten Nomenklatur mit Ur-
sprung in Bosnien und Herzegowina, in Montenegro und
in den Zollgebieten Serbien oder Kosovo gelten die folgen-
den zollfreien jährlichen Zollkontingente:

a) 12 000 Tonnen (Nettogewicht) für Zuckererzeugnisse mit
Ursprung in Bosnien und Herzegowina,

b) 180 000 Tonnen (Nettogewicht) für Zuckererzeugnisse
mit Ursprung in Montenegro und den Zollgebieten Ser-
bien oder Kosovo.“

3. Anhang I erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden
Verordnung.

Artikel 2

Waren, die sich am 16. Mai 2007 im Durchgangsverkehr oder
in der Gemeinschaft in vorübergehender Verwahrung in einem
Zolllager oder in einer Freizone befinden und für die vor diesem
Zeitpunkt nach Titel IV Kapitel 2 Abschnitt 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaften (1) ordnungsgemäß Unterlagen ausgestellt wur-
den, die den Ursprung in Albanien oder in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien nachweisen, werden bis
zum 16. September 2007 weiterhin durch die Verordnung
(EG) Nr. 2007/2000 begünstigt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 8. Mai 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident
P. STEINBRÜCK
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ANHANG

„ANHANG I

BETREFFEND DIE IN ARTIKEL 4 ABSATZ 1 GENANNTEN ZOLLKONTINGENTE

Ungeachtet der Auslegungsregeln für die Kombinierte Nomenklatur gilt die Bezeichnung der Waren nur als Hinweis; für
die Präferenzbehandlung im Rahmen dieses Anhangs sind die KN-Codes maßgebend. Bei KN-Codes mit dem Zusatz ‚ex‘
gilt der KN-Code zusammen mit der dazugehörigen Warenbeschreibung für die Zulassung zum Präferenzsystem.

Laufende
Nummer KN-Code Warenbezeichnung Kontingentmenge

pro Jahr (1) Begünstigte Zollsatz

09.1571 0301 91 10
0301 91 90
0302 11 10
0302 11 20
0302 11 80
0303 21 10
0303 21 20
0303 21 80
0304 19 15
0304 19 17

ex 0304 19 19
ex 0304 19 91

0304 29 15
0304 29 17

ex 0304 29 19
ex 0304 99 21
ex 0305 10 00
ex 0305 30 90

0305 49 45
ex 0305 59 80
ex 0305 69 80

Forellen (Salmo trutta, Oncorhynchus mykiss,
Oncorhynchus clarki, Oncorhynchus aguabo-
nita, Oncorhynchus gilae, Oncorhynchus apache
und Oncorhynchus chrysogaster): lebend;
frisch oder gekühlt; gefroren; getrocknet,
gesalzen oder in Salzlake, geräuchert; Filets
und anderes Fischfleisch; Mehl, Pulver und
Pellets, genießbar

70 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

frei

09.1573 0301 93 00
0302 69 11
0303 79 11

ex 0304 19 19
ex 0304 19 91
ex 0304 29 19
ex 0304 99 21
ex 0305 10 00
ex 0305 30 90
ex 0305 49 80
ex 0305 59 80
ex 0305 69 80

Karpfen: lebend; frisch oder gekühlt; gefro-
ren; getrocknet, gesalzen oder in Salzlake,
geräuchert; Filets und anderes Fischfleisch;
Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

120 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

frei

09.1575 ex 0301 99 80
0302 69 61
0303 79 71

ex 0304 19 39
ex 0304 19 99
ex 0304 29 99
ex 0304 99 99
ex 0305 10 00
ex 0305 30 90
ex 0305 49 80
ex 0305 59 80
ex 0305 69 80

Seebrassen (Dentex dentex und Pagellus-Ar-
ten): lebend; frisch oder gekühlt; gefroren;
getrocknet, gesalzen oder in Salzlake, ge-
räuchert; Filets und anderes Fischfleisch;
Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

95 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

frei
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Laufende
Nummer KN-Code Warenbezeichnung Kontingentmenge

pro Jahr (1) Begünstigte Zollsatz

09.1577 ex 0301 99 80
0302 69 94

ex 0303 77 00
ex 0304 19 39
ex 0304 19 99
ex 0304 29 99
ex 0304 99 99
ex 0305 10 00
ex 0305 30 90
ex 0305 49 80
ex 0305 59 80
ex 0305 69 80

Meerbarsche (Wolfsbarsche) (Dicentrarchus
labrax): lebend; frisch oder gekühlt; gefro-
ren; getrocknet, gesalzen oder in Salzlake,
geräuchert; Filets und anderes Fischfleisch;
Mehl, Pulver und Pellets, genießbar

80 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

frei

09.1579 1604 13 11
1604 13 19

ex 1604 20 50

Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht 70 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

6 %

09.1561 1604 16 00
1604 20 40

Sardellen, zubereitet oder haltbar gemacht 260 Tonnen Bosnien und Herzegowina, Monte-
negro, Zollgebiete Serbien oder
Kosovo

12,5 %

09.1515 2204 21 79
ex 2204 21 80

2204 21 84
ex 2204 21 85

2204 29 65
ex 2204 29 75

2204 29 83
ex 2204 29 84

Wein aus frischen Weintrauben mit einem
vorhandenen Alkoholgehalt von 15 % vol.
oder weniger, anderer als Schaumwein

145 000 hl (2) Albanien (3), Bosnien und Herzego-
wina, Kroatien (4), ehemalige jugos-
lawische Republik Mazedonien (5),
Montenegro, Zollgebiete Serbien
oder Kosovo

frei

(1) Je Zollkontingent ist für Einfuhren mit Ursprung in den begünstigten Ländern eine Gesamtmenge zugänglich.
(2) Die Gesamtzollkontingentmenge wird gesenkt, wenn die Kontingentmengen für die einzelnen Zollkontingente, die unter den laufenden Nummern 09.1588 und 09.1548

für bestimmte Weine mit Ursprung in Kroatien eröffnet worden sind, erhöht werden.
(3) Wein mit Ursprung in der Republik Albanien erhält Zugang zu diesem Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die einzelnen Zollkontingente ausgeschöpft wurden, die in

dem mit Albanien vereinbarten Zusatzprotokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen Zollkontingente werden unter den laufenden Nummern 09.1512 und 09.1513
eröffnet.

(4) Wein mit Ursprung in der Republik Kroatien erhält Zugang zu diesem Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die einzelnen Zollkontingente ausgeschöpft wurden, die in
dem mit Kroatien vereinbarten Zusatzprotokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen Zollkontingente werden unter den laufenden Nummern 09.1588 und 09.1589
eröffnet.

(5) Wein mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien erhält Zugang zu diesem Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die einzelnen Zollkontingente
ausgeschöpft wurden, die in dem mit der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien vereinbarten Zusatzprotokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen
Zollkontingente werden unter den laufenden Nummern 09.1558 und 09.1559 eröffnet.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 531/2007 DER KOMMISSION

vom 14. Mai 2007

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 15. Mai 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. Mai 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 14. Mai 2007 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 MA 38,7
TN 110,8
TR 92,6
ZZ 80,7

0707 00 05 JO 171,8
MK 35,1
TR 123,0
ZZ 110,0

0709 90 70 TR 107,8
ZZ 107,8

0805 10 20 EG 43,1
IL 62,1
MA 45,9
ZZ 50,4

0805 50 10 AR 51,4
ZZ 51,4

0808 10 80 AR 84,4
BR 80,4
CL 80,0
CN 87,8
NZ 122,0
US 127,9
UY 58,0
ZA 88,9
ZZ 91,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 532/2007 DER KOMMISSION

vom 14. Mai 2007

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1282/2006 mit besonderen Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen und die
Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse und der Verordnung (EWG) Nr.
3846/87 zur Erstellung einer Nomenklatur der landwirtschaftlichen Erzeugnisse für

Ausfuhrerstattungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz
14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Damit die im Übereinkommens über die Landwirtschaft
im Rahmen der multilateralen Handelsverhandlungen der
Uruguay-Runde (2) festgesetzten Höchstmengen, die mit
Ausfuhrerstattungen ausgeführt werden können, nicht
überschritten werden, sollen gemäß Artikel 16 Absatz
3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1282/2006
der Kommission (3) für das Saccharoseelement von gezu-
ckerten Milcherzeugnissen keine Erstattungen gewährt
werden, wenn die Erstattung für den Milchbestandteil
dieser Erzeugnisse auf null oder gar nicht festgesetzt
wird. Als diese Vorschrift eingeführt wurde, bestand
eine echte Gefahr, dass diese Höchstmengen überschritten
werden, doch dies ist nun nicht mehr der Fall.

(2) Mit der Verordnung (EG) Nr. 61/2007 der Kommission
vom 25. Januar 2007 zur Festsetzung der Ausfuhrerstat-
tungen für Milch und Milcherzeugnisse (4) wurden die
Erstattungen für Vollmilchpulver und Kondensmilch ab-
geschafft, was zur Anwendung von Artikel 16 Absatz 3
Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1282/2006 ge-
führt hat. Die Abschaffung von Erstattungen für das
Milch- und das Saccharoseelement kann zum Verlust be-
trächtlicher Marktanteile bei gezuckerten Milcherzeugnis-
sen führen. Daher ist es angezeigt, für das Saccharose-
element von gezuckerten Milcherzeugnissen erneut Aus-
fuhrerstattungen zu gewähren.

(3) Gemäß Artikel 24 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1282/2006 ist bei der Ausfuhr von Käse
in die Vereinigten Staaten von Amerika im Rahmen der
in Artikel 23 jener Verordnung genannten Kontingente
in Feld 16 der Ausfuhrlizenzen der achtstellige Erzeug-

niscode der Kombinierten Nomenklatur einzutragen. Die
Erfahrung hat gezeigt, dass die amerikanischen Einführer
nach Erteilung der Ausfuhrlizenz mitunter die Lieferung
einer anderen Käsesorte derselben Erzeugnisgruppe ver-
langen. Es empfiehlt sich, diese Flexibilität zu ermögli-
chen und Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1282/2006 entsprechend zu ändern.

(4) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 522/2006 der Kommis-
sion vom 30. März 2006 zur Festsetzung der Ausfuhr-
erstattungen für Milch und Milcherzeugnisse (5) werden
ab 31. März 2006 alle Ausfuhrerstattungen in Euro je
100 kg festgesetzt. Der Wortlaut von Artikel 16 der
Verordnung (EG) Nr. 1282/2006 und der Wortlaut von
Anhang I Sektor 9 der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (6) sind entsprechend anzupassen.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 und die Verordnung
(EG) Nr. 1282/2006 sind entsprechend zu ändern.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1282/2006 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das in Absatz 1 Buchstabe a genannte Element
wird durch Multiplizieren des Grundbetrags der Erstat-
tung mit dem prozentualen Gehalt an Milcherzeugnissen
im vollständigen Erzeugnis bestimmt.“

b) Absatz 3 Unterabsatz 2 wird gestrichen.
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2. Dem Artikel 24 Absatz 1 Unterabsatz 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Die Lizenzen gelten jedoch auch für alle anderen Unterpo-
sitionen des KN-Codes 0406.“

Artikel 2

In Sektor 9 von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
erhält jeweils der erste Satz von Buchstabe a der Fußnoten 4
und 14 folgende Fassung:

„angegebener Betrag je 100 kg, multipliziert mit dem Pro-
zentsatz der Milchbestandteile in 100 kg Erzeugnis.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummer 2 gilt für Ausfuhrlizenzen, die für das Kon-
tingentsjahr 2007 und folgende ausgestellt werden.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. Mai 2007

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 533/2007 DER KOMMISSION

vom 14. Mai 2007

zur Eröffnung und Verwaltung von Zollkontingenten im Geflügelfleischsektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Geflügelfleisch (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Rahmen der Welthandelsorganisation hat sich die
Gemeinschaft verpflichtet, Zollkontingente für bestimmte
Erzeugnisse im Geflügelfleischsektor zu eröffnen. Es sind
daher Durchführungsbestimmungen für die Verwaltung
dieser Kontingente zu erlassen.

(2) Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen der vorlie-
genden Verordnung müssen die Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 der Kommission vom 9. Juni 2000 mit ge-
meinsamen Durchführungsvorschriften für Einfuhr- und
Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheinigun-
gen für landwirtschaftliche Erzeugnisse (2) und die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommission vom 31.
August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die Verwal-
tung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (3)
gelten.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1251/96 der Kommission vom
28. Juni 1996 zur Eröffnung und Verwaltung von Zoll-
kontingenten im Geflügelfleischsektor (4) ist wiederholt
grundlegend geändert worden, und neue Änderungen
sind erforderlich. Die Verordnung (EG) Nr. 1251/96
sollte daher aufgehoben und durch eine neue Verordnung
ersetzt werden.

(4) Um die Regelmäßigkeit der Einfuhren zu gewährleisten,
ist es notwendig, den Kontingentszeitraum vom 1. Juli
bis zum 30. Juni des folgenden Jahres in mehrere Teil-

zeiträume zu unterteilen. Die Verordnung (EG) Nr.
1301/2006 begrenzt die Geltungsdauer der Lizenzen in
jedem Fall auf den letzten Tag des Zollkontingentszeit-
raums.

(5) Die Verwaltung der Zollkontingente ist mithilfe von Ein-
fuhrlizenzen zu gewährleisten. Zu diesem Zweck sind die
Einzelheiten für die Einreichung der Anträge sowie die
Angaben in den Anträgen und Lizenzen festzulegen.

(6) Aufgrund der im Rahmen der Regelung für den Geflügel-
fleischsektor möglichen Spekulationsgeschäfte sind klare
Vorschriften für die Inanspruchnahme der Zollkontin-
gentsregelung durch die Wirtschaftsteilnehmer festzule-
gen.

(7) Um eine angemessene Verwaltung der Zollkontingente
zu gewährleisten, ist die Sicherheit für die Einfuhrlizen-
zen auf 20 EUR je 100 kg festzusetzen.

(8) Im Interesse der Wirtschaftsteilnehmer sollte die Kom-
mission die nicht beantragten Mengen feststellen, die ge-
mäß Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1301/2006 zum folgenden Teilzeitraum hinzugerechnet
werden.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Geflügelfleisch und Eier —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die in Anhang I aufgeführten Einfuhrzollkontingente
werden für die Erzeugnisse des Geflügelfleischsektors der dort
aufgeführten KN-Codes eröffnet.

Die Zollkontingente werden auf jährlicher Basis für den Zeit-
raum vom 1. Juli bis zum 30. Juni des folgenden Jahres eröffnet.

(2) Die Erzeugnismenge, für die die Kontingente gemäß Ab-
satz 1 gelten, der anwendbare Zollsatz, die laufenden Nummern
sowie die Nummern der jeweiligen Gruppen sind in Anhang I
festgesetzt.
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(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 77. Verordnung zuletzt geändert
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Artikel 2

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen der vorliegenden
Verordnung gelten die Bestimmungen der Verordnungen (EG)
Nr. 1291/2000 und (EG) Nr. 1301/2006.

Artikel 3

Die für den jährlichen Kontingentszeitraum für jede laufende
Nummer festgesetzte Menge wird wie folgt auf vier Teilzei-
träume aufgeteilt:

a) 25 % für den Zeitraum vom 1. Juli bis 30. September;

b) 25 % für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember;

c) 25 % für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. März;

d) 25 % für den Zeitraum vom 1. April bis 30. Juni.

Artikel 4

(1) Für die Anwendung von Artikel 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1301/2006 übermitteln die Antragsteller bei der Einrei-
chung ihres ersten Antrags auf Erteilung einer Einfuhrlizenz
für einen bestimmten Kontingentszeitraum den Nachweis, dass
sie in jedem der beiden Zeiträume gemäß dem genannten Arti-
kel 5 mindestens 50 Tonnen der unter die Verordnung (EWG)
Nr. 2777/75 fallenden Erzeugnisse ein- bzw. ausgeführt haben.

(2) In dem Lizenzantrag darf nur eine der in Anhang I der
vorliegenden Verordnung genannten laufenden Nummern ange-
geben sein. Der Lizenzantrag darf sich auf mehrere unter ver-
schiedene KN-Codes fallende Erzeugnisse beziehen. In diesem
Fall sind sämtliche KN-Codes in Feld 16 und die jeweiligen
Bezeichnungen in Feld 15 des Lizenzantrags und der Lizenz
anzugeben.

Der Lizenzantrag ist für mindestens 10 Tonnen und höchstens
10 % der Menge zu stellen, die für das betreffende Kontingent
in dem jeweiligen Teilzeitraum verfügbar ist.

(3) Der Lizenzantrag und die Lizenz enthalten folgende An-
gaben:

a) in Feld 8 die Angabe des Ursprungslands;

b) in Feld 20 eine der in Anhang II Teil A aufgeführten Anga-
ben.

Die Lizenz enthält in Feld 24 eine der in Anhang II Teil B
aufgeführten Angaben.

Artikel 5

(1) Die Lizenzanträge müssen in den ersten sieben Tagen des
Monats gestellt werden, der dem jeweiligen Teilzeitraum gemäß
Artikel 3 vorausgeht.

(2) Zusammen mit den Anträgen auf Erteilung einer Einfuhr-
lizenz ist eine Sicherheit von 20 EUR/100 kg zu leisten.

(3) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1301/2006 kann jeder Antragsteller mehrere Anträge auf
Einfuhrlizenzen für die unter eine einzige laufenden Nummer
fallenden Erzeugnisse stellen, wenn diese Erzeugnisse aus meh-
reren unterschiedlichen Ursprungsländern stammen. Die An-
träge, die jeweils nur ein einziges Ursprungsland betreffen, müs-
sen bei der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats gleichzeitig
eingereicht werden. Sie gelten hinsichtlich der in Artikel 4 Ab-
satz 2 Unterabsatz 2 der vorliegenden Verordnung genannten
Höchstmenge als einziger Antrag.

(4) Die Mitgliedstaaten melden der Kommission spätestens
am fünften Tag nach Ablauf der Antragsfrist die beantragten
Gesamtmengen für jede Gruppe, ausgedrückt in Kilogramm.

(5) Die Lizenzen werden ab dem siebten Arbeitstag und spä-
testens am elften Arbeitstag nach Ablauf der Meldefrist gemäß
Absatz 4 erteilt.

(6) Die Kommission bestimmt gegebenenfalls die Mengen,
für die keine Anträge gestellt wurden und die automatisch zu
der für den folgenden Teilzeitraum festgelegten Menge hinzu-
gerechnet werden.

Artikel 6

(1) Abweichend von Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 melden die Mitgliedstaaten der
Kommission vor Ablauf des ersten Monats eines jeden Teilzeit-
raums die Gesamtmengen, ausgedrückt in Kilogramm, für die
Lizenzen gemäß Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b der genann-
ten Verordnung erteilt worden sind.

(2) Die Mitgliedstaaten melden der Kommission vor Ablauf
des vierten auf den jeweiligen jährlichen Kontingentszeitraum
folgenden Monats die in dem betreffenden Zeitraum für jede
laufende Nummer gemäß der vorliegenden Verordnung in den
freien Verkehr gebrachten Mengen, ausgedrückt in Kilogramm.
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(3) Abweichend von Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 melden die Mitgliedstaaten der
Kommission die Mengen, die im Rahmen der Einfuhrlizenzen
nicht oder nur teilweise ausgeschöpft wurden, das erste Mal
zusammen mit dem Antrag für den letzten Teilzeitraum und
ein weiteres Mal vor Ablauf des vierten auf den jeweiligen Jah-
reszeitraum folgenden Monats.

Artikel 7

(1) Abweichend von Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 beträgt die Geltungsdauer der Einfuhrlizenzen 150
Tage ab dem ersten Tag des Teilzeitraums, für den sie erteilt
wurden.

(2) Unbeschadet des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1291/2000 ist die Übertragung der Rechte im Rahmen
der Lizenzen auf Übernehmer beschränkt, die die Zulassungs-
bedingungen gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.

1301/2006 und Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Verord-
nung erfüllen.

Artikel 8

Die Verordnung (EG) Nr. 1251/96 wird aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Be-
zugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Juni 2007.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 14. Mai 2007

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Nummer der Gruppe Laufende Nummer KN-Code Anwendbarer Zollsatz
(EUR/Tonne)

Jährliche Mengen
(in Tonnen)

P 1 09.4067 0207 11 10 131 6 249
0207 11 30 149
0207 11 90 162
0207 12 10 149
0207 12 90 162

P 2 09.4068 0207 13 10 512 8 070
0207 13 20 179
0207 13 30 134
0207 13 40 93
0207 13 50 301
0207 13 60 231
0207 13 70 504
0207 14 20 179
0207 14 30 134
0207 14 40 93
0207 14 60 231

P 3 09.4069 0207 14 10 795 2 305

P 4 09.4070 0207 24 10 170 1 201
0207 24 90 186
0207 25 10 170
0207 25 90 186
0207 26 10 425
0207 26 20 205
0207 26 30 134
0207 26 40 93
0207 26 50 339
0207 26 60 127
0207 26 70 230
0207 26 80 415
0207 27 30 134
0207 27 40 93
0207 27 50 339
0207 27 60 127
0207 27 70 230
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ANHANG II

A. Angaben gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b

Bulgarisch: Регламент (ЕО) № 533/2007.

Spanisch: Reglamento (CE) no 533/2007.

Tschechisch: Nařízení (ES) č. 533/2007.

Dänisch: Forordning (EF) nr. 533/2007.

Deutsch: Verordnung (EG) Nr. 533/2007.

Estnisch: Määrus (EÜ) nr 533/2007.

Griechisch: Kανονισμός (ΕΚ) αριθ. 533/2007.

Englisch: Regulation (EC) No 533/2007.

Französisch: Règlement (CE) no 533/2007.

Italienisch: Regolamento (CE) n. 533/2007.

Lettisch: Regula (EK) Nr. 533/2007.

Litauisch: Reglamentas (EB) Nr. 533/2007.

Ungarisch: 533/2007/EK rendelet.

Maltesisch: Ir-Regolament (KE) Nru 533/2007.

Niederländisch: Verordening (EG) nr. 533/2007.

Polnisch: Rozporządzenie (WE) nr 533/2007.

Portugiesisch: Regulamento (CE) n.o 533/2007.

Rumänisch: Regulamentul (CE) nr. 533/2007.

Slowakisch: Nariadenie (ES) č. 533/2007.

Slowenisch: Uredba (ES) št. 533/2007.

Finnisch: Asetus (EY) N:o 533/2007.

Schwedisch: Förordning (EG) nr 533/2007.

B. Angaben gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 2

Bulgarisch: намаляване на общата митническа тарифа съгласно предвиденото в Регламент (ЕО) № 533/2007.

Spanisch: reducción del arancel aduanero común prevista en el Reglamento (CE) no 533/2007.

Tschechisch: snížení společné celní sazby tak, jak je stanoveno v nařízení (ES) č. 533/2007.

Dänisch: toldnedsættelse som fastsat i forordning (EF) nr. 533/2007.

Deutsch: Ermäßigung des Zollsatzes nach dem GZT gemäß Verordnung (EG) Nr. 533/2007.

Estnisch: ühise tollitariifistiku maksumäära alandamine vastavalt määrusele (EÜ) nr 533/2007.

Griechisch: Μείωση του δασμού του κοινού δασμολογίου, όπως προβλέπεται στον κανονισμό (ΕΚ) αριθ. 533/2007.

Englisch: reduction of the Common Customs Tariff pursuant to Regulation (EC) No 533/2007.
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Französisch: réduction du tarif douanier commun comme prévu au règlement (CE) no 533/2007.

Italienisch: riduzione del dazio della tariffa doganale comune a norma del regolamento (CE) n. 533/2007.

Lettisch: Regulā (EK) Nr. 533/2007 paredzētais vienotā muitas tarifa samazinājums.

Litauisch: bendrojo muito tarifo muito sumažinimai, nustatyti Reglamente (EB) Nr. 533/2007.

Ungarisch: a közös vámtarifában szereplő vámtétel csökkentése a 533/2007/EK rendelet szerint.

Maltesisch: tnaqqis tat-tariffa doganali komuni kif jipprovdi r-Regolament (KE) Nru 533/2007.

Niederländisch: Verlaging van het gemeenschappelijke douanetarief overeenkomstig Verordening (EG) nr. 533/2007.

Polnisch: Cła WTC obniżone jak przewidziano w rozporządzeniu (WE) nr 533/2007.

Portugiesisch: redução da Pauta Aduaneira Comum como previsto no Regulamento (CE) n.o 533/2007.

Rumänisch: reducerea Tarifului Vamal Comun astfel cum este prevăzut în Regulamentul (CE) nr. 533/2007.

Slowakisch: Zníženie spoločnej colnej sadzby, ako sa ustanovuje v nariadení (ES) č. 533/2007.

Slowenisch: znižanje skupne carinske tarife v skladu z Uredbo (ES) št. 533/2007.

Finnisch: Asetuksessa (EY) N:o 533/2007 säädetty yhteisen tullitariffin alennus.

Schwedisch: nedsättning av dEn gemensamma tulltaxan i enlighet med förordning (EG) nr 533/2007.
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ANHANG III

Entsprechungstabelle

Verordnung (EG) Nr. 1251/96 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 3

Artikel 3 —

Artikel 4 Buchstabe a Artikel 4 Absatz 1

Artikel 4 Buchstabe b Artikel 4 Absatz 2

Artikel 4 Buchstabe c Artikel 4 Absatz 3

Artikel 4 Buchstabe d Artikel 4 Absatz 3

Artikel 4 Buchstabe e Artikel 4 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 5 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 2 —

Artikel 5 Absatz 2 —

Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 Artikel 5 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 5 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 1 Artikel 5 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 2 —

Artikel 5 Absatz 5 —

Artikel 5 Absatz 6 —

Artikel 5 Absatz 7 —

Artikel 5 Absatz 8 Unterabsatz 1 Artikel 6 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 8 Unterabsatz 2 —

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 2 —

Artikel 7 —

Artikel 8 Artikel 9

Anhang I Anhang I

Anhang II —

Anhang III —

Anhang IV —
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 23. April 2007

über die Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen auf bestimmten Flugstrecken von und
nach Sardinien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 über den Zugang von
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 1712)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(2007/332/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom
23. Juli 1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der
Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugver-
kehrs (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. SACHVERHALT

(1) Am 27. Januar bzw. 28. Februar 2006 übermittelte die
Italienische Republik der Kommission die Erlasse Nr. 35
und 36 des Ministeriums für Infrastruktur und Verkehr
vom 29. Dezember 2005 (in der Gazzetta Ufficiale della
Repubblica Italiana veröffentlicht am 11. Januar 2006,
nachstehend „die Erlasse Nr. 35 und 36“) zur Auferle-
gung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen für insge-
samt 16 Strecken zwischen den drei Flughäfen Sardiniens
und den wichtigsten nationalen Flughäfen und ersuchte
die Kommission um Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Union gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe
a der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 über den Zugang
von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken
des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs (nachstehend
„die Verordnung“).

(2) In dem Schreiben vom 28. Februar 2006 wies die Italie-
nische Republik darauf hin,

— dass der Erlass Nr. 36 per Erlass vom 8. Februar
2006 bezüglich der Frequenzen, Flugpläne und Kapa-
zitäten auf der Strecke Cagliari–Turin geändert wor-
den war;

— dass sie um die Veröffentlichung einer weiteren Mit-
teilung im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C,
ersuchen würde, nach der Italien, sofern innerhalb
von 30 Tagen nach Veröffentlichung der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen kein Luftfahrtunterneh-
men den Linienflugverkehr auf den in dem Erlass
Nr. 36 genannten Strecken entsprechend den aufer-
legten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und
ohne die Beantragung einer Ausgleichsleistung aufge-
nommen hat oder im Begriff ist aufzunehmen, im
Rahmen des Verfahrens nach Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92
den Zugang zu diesen Strecken einem einzigen Luft-
fahrtunternehmen vorbehalten und das Recht zur
Durchführung dieser Flugdienste im Zuge einer Aus-
schreibung vergeben kann.

(3) Am 24. März 2006 veröffentlichte die Kommission im
Amtsblatt der Europäischen Union eine Mitteilung über die
in dem Erlass Nr. 35 vorgesehenen gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen (2) auf folgenden sechs Strecken:

— Alghero–Rom und Rom–Alghero,

— Alghero–Mailand und Mailand–Alghero,

— Cagliari–Rom und Rom–Cagliari,
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— Cagliari–Mailand und Mailand–Cagliari,

— Olbia–Rom und Rom–Olbia

— Olbia–Mailand und Mailand–Olbia.

(4) Am 21. April 2006 veröffentlichte die Kommission im
Amtsblatt der Europäischen Union eine Mitteilung über die
in dem Erlass Nr. 36 vorgesehenen gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen (1) auf folgenden zehn Strecken:

— Alghero–Bologna und Bologna–Alghero,

— Alghero–Turin und Turin–Alghero,

— Cagliari–Bologna und Bologna–Cagliari,

— Cagliari–Florenz und Florenz–Cagliari,

— Cagliari–Turin und Turin–Cagliari,

— Cagliari–Verona und Verona–Cagliari,

— Cagliari–Neapel und Neapel–Cagliari,

— Cagliari–Palermo und Palermo–Cagliari,

— Olbia–Bologna und Bologna–Olbia,

— Olbia–Verona und Verona–Olbia.

(5) Am 22. April 2006 veröffentlichte die Kommission im
Amtsblatt der Europäischen Union eine Information über
die von Italien durchgeführte Ausschreibung im Rahmen
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen gemäß dem
Erlass Nr. 36 (2). Darin wird angekündigt, dass die Italie-
nische Republik für jede der in dem Erlass genannten
zehn Strecken von dem Verfahren des Artikels 4 Absatz
1 Buchstabe d der Verordnung Gebrauch machen würde,
sofern kein Luftfahrtunternehmen den Linienflugverkehr
entsprechend den für diese Strecken bestehenden gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen aufgenommen hat oder
im Begriff ist aufzunehmen.

(6) Die am 24. März 2006 und 21. April 2006 veröffentlich-
ten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen weisen fol-
gende Hauptmerkmale auf:

— Die beiden Streckenpaare Alghero–Rom und Alghe-
ro–Mailand (zusammen) sowie Olbia–Rom und Ol-
bia–Mailand (zusammen) stellen jeweils ein untrenn-
bares Ganzes dar und sind als solches von den betref-
fenden Luftfahrtunternehmen ohne Ausgleichsleistung
zu akzeptieren. Die Strecken Cagliari–Rom und Cag-
liari–Mailand werden dagegen getrennt behandelt und
sind von den betreffenden Luftfahrtunternehmen ein-
zeln ohne Ausgleichsleistung zu akzeptieren.

— Jede der zehn Strecken in der Veröffentlichung vom
21. April 2006 und die dafür auferlegten gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen müssen von dem betref-

fenden Luftfahrtunternehmen einzeln akzeptiert wer-
den.

— Die Luftfahrtunternehmen, die diese gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen akzeptieren, müssen
den Verkehrsdienst 36 Monate ununterbrochen auf-
rechterhalten. Eine vorzeitige Kündigung ist dem ita-
lienischen Amt für Zivilluftfahrt ENAC (Ente Nazi-
onale dell’Aviazione Civile) und der Autonomen Re-
gion Sardinien mindestens sechs Monate vorher mit-
zuteilen.

— Jedes Luftfahrtunternehmen (oder auftraggebende
Luftfahrtunternehmen), das die gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen akzeptiert, hat eine Leistungs-
garantie zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen
Ausführung und Kontinuität des Flugbetriebs zu über-
nehmen. Die Garantie beträgt mindestens 5 % des
Gesamtumsatzes auf den betreffenden Strecken, der
vom ENAC veranschlagt wird. Die Garantie wird zu-
gunsten des ENAC geleistet, das damit im Fall einer
ungerechtfertigten Einstellung des Flugbetriebs dessen
Kontinuität gewährleistet. Sie besteht zu jeweils 50 %
aus einer auf erste Anforderung zahlbaren Bankgaran-
tie und einer Versicherungsgarantie.

— Um bei der Bedienung einer Strecke durch mehrere
Luftfahrtunternehmen Überkapazitäten aufgrund
infrastrukturbedingter Engpässe auf den betreffenden
Flughäfen zu vermeiden, ist das ENAC beauftragt, im
öffentlichen Interesse auf Veranlassung der Autono-
men Region Sardinien die vorgesehenen Flüge der
einwilligenden Luftfahrtunternehmen an die mit den
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verfolgten
Mobilitätsziele anzupassen. Dabei sind die Strecken
und Frequenzen unter den einwilligenden Luftfahrt-
unternehmen gerecht aufzuteilen, und zwar auf
Grundlage ihres jeweiligen Fluggastaufkommens auf
den betreffenden Strecken (oder Streckenbündeln) in
den beiden Vorjahren.

— Die Mindestanzahl der Frequenzen, die Flugpläne und
die angebotene Kapazität für jede Strecke sind unter
„2. Beschreibung der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen“ der Mitteilungen vom 24. März und
21. April 2006 genannt.

— Die Mindestkapazitäten der eingesetzten Luftfahr-
zeuge sind unter „3. Fluggerät“ der Mitteilungen
vom 24. März und 21. April 2006 genannt.

— Die Tarifstruktur für alle betreffenden Strecken ist
unter „4. Tarife“ der Mitteilungen vom 24. März
und 21. April 2006 genannt. Hinsichtlich vergünstig-
ter Tarife ist unter Ziffer 4.8 beider Veröffentlichun-
gen präzisiert, dass die auf den betreffenden Strecken
tätigen Unternehmen gesetzlich verpflichtet sind, zu-
mindest für auf Sardinien geborene Personen, auch
wenn sie dort nicht wohnhaft sind, vergünstigte Ta-
rife (präzisiert unter „4. Tarife“) anzuwenden.
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— Gemäß dem der Kommission am 29. Dezember
2005 übermittelten Erlass Nr. 35 (veröffentlicht in
der Gazzetta Ufficiale della Repubblica Italiana am 11.
Januar 2006) gelten die gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen für die betreffenden Strecken vom 31.
März 2006 bis 30. März 2009. Am 28. Februar 2006
unterrichteten die italienischen Behörden die Kom-
mission jedoch über die Annahme eines Erlasses am
23. Februar 2006 (Schreiben der Ständigen Vertre-
tung Italiens mit Protokoll Nr. 2321), durch den diese
Termine auf den 2. Mai 2006 und 1. Mai 2009 ver-
schoben werden. Dies sind die Daten, wie sie am 24.
März 2006 im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht wurden.

— Gemäß dem der Kommission am 29. Dezember
2005 übermittelten und am 21. April 2006 im Amts-
blatt der Europäischen Union veröffentlichten Erlass Nr.
36 (veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale della Re-
pubblica Italiana am 11. Januar 2006) sollte die Gel-
tungsdauer der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun-
gen für die betreffenden Strecken zu einem späteren
Zeitpunkt festgelegt werden. Im Amtsblatt der Europä-
ischen Union wurden deshalb keine endgültigen Daten
für Beginn und Ende der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen veröffentlicht.

— Die Luftfahrtunternehmen, die die gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen erfüllen wollen, haben binnen
30 Tagen nach Veröffentlichung der Mitteilung im
Amtsblatt der Europäischen Union der zuständigen ita-
lienischen Behörde die förmliche Annahme mitzutei-
len.

(7) Vor Auferlegung der in dieser Entscheidung genannten
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen hatte die Italieni-
sche Republik durch die Erlasse vom 1. August und
21. Dezember 2000 gemeinwirtschaftliche Verpflichtun-
gen für sechs Strecken zwischen sardischen Flughäfen
und den Flughäfen von Rom und Mailand auferlegt.
Diese gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen wurden
im Amtsblatt der Europäischen Union vom 7. Oktober
2000 (1) veröffentlicht. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe d der Verordnung waren die betreffenden Strecken
Gegenstand einer Ausschreibung zur Auswahl der Luft-
fahrtunternehmen, denen die ausschließliche Bedienung
dieser Strecken mit finanziellem Ausgleich genehmigt
werden sollte (2).

(8) Damals erhielten folgende Luftfahrtunternehmen die Ge-
nehmigung zur Durchführung des Flugverkehrs gemäß
den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen:

— Alitalia auf der Strecke Cagliari–Rom,

— Air One auf den Strecken Cagliari–Mailand,
Alghero–Mailand und Alghero–Rom,

— Meridiana auf den Strecken Olbia–Rom und
Olbia–Mailand.

(9) Diese Vereinbarungen wurden durch die mit Erlass der
Italienischen Republik vom 8. November 2004 auferleg-
ten und im Amtsblatt der Europäischen Union vom 10.

Dezember 2004 veröffentlichten gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen (3) geändert. Nach einer Entscheidung
des Verwaltungsgerichts der Region Lazio vom
17. März 2005, durch die der Erlass vom 8. November
2004 teilweise aufgehoben wurde, teilten die italienischen
Behörden der Kommission mit, sie hätten diese Verpflich-
tungen „ausgesetzt“. Dies wurde im Amtsblatt der Europä-
ischen Union vom 1. Juli 2005 veröffentlicht (4). Am
6. Dezember 2005 teilten die italienischen Behörden
der Kommission mit, dass der Erlass vom 8. November
2004 mit Wirkung vom 15. November 2004 aufgeho-
ben wurde.

II. VERFAHREN

(10) Mit Schreiben vom 9. März 2006 (registriert unter der
Nummer 204756) wandte sich die Kommission an die
Italienische Republik, um ihre Bedenken bezüglich der
mit den Erlassen Nr. 35 und 36 auferlegten gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen zu äußern. In dem Schrei-
ben wurde Italien um genauere Angaben zu den Gründen
und den Durchführungsmodalitäten der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen gebeten. Die Italienische Re-
publik antwortete mit Schreiben vom 22. März 2006
und dem Entwurf einer Antwort sowie mit einem weite-
ren Schreiben am 4. April 2006.

(11) Am 27. April 2006 wandte sich die Kommission an das
ENAC mit der Bitte um Klärung und Angaben zur der-
zeitigen Durchführung der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen, d. h. vor dem Inkrafttreten der neuen ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen.

(12) Mit Schreiben vom 9. Mai 2006 bestätigte das ENAC,
dass den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen für
den Flugverkehr zwischen Sardinien und den Flughäfen
von Rom und Mailand bis zum 2. Mai 2006 die Rege-
lung aus dem Jahr 2000 zugrunde lag, die nach wie vor
in Kraft war, da der entsprechende Änderungserlass von
2004 aufgehoben worden war. Ab dem 2. Mai 2006
sollte dann die neue Regelung gemäß dem Erlass Nr.
35 Anwendung finden. Ferner wurde in dem Schreiben
erklärt, dass die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
sich uneingeschränkt auf das gesamte Flughafensystem
Mailands erstreckten, wie es die Veröffentlichung von
2000 vorsah.

(13) Am 4. August 2006 antwortete die Italienische Republik
erneut auf das Schreiben der Kommission vom 9. März
mit einigen ergänzenden Angaben, ohne jedoch wichtige
neue Informationen hinzuzufügen.

(14) Am 1. August 2006 entschied die Kommission, gemäß
Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung auf eigene Initiative
eine Untersuchung einzuleiten (5). Die Entscheidung
wurde der Italienischen Republik am 1. August 2006
notifiziert (Dokument Nr. K(2006) 3516). In derselben
Entscheidung wurden die italienischen Behörden von der
Kommission aufgefordert, innerhalb eines Monats zu
mehreren Fragen Stellung zu nehmen.

(15) Die italienischen Behörden sind dieser Aufforderung mit
Schreiben vom 31. August 2006 nachgekommen. In der
Antwort wurde auf einen wesentlichen Teil der Fragen
eingegangen.
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(16) Am 2. Oktober 2006 wandte sich die Kommission aller-
dings an die Ständige Vertretung Italiens mit der Bitte um
weitere Informationen.

(17) Am 6. Oktober 2006 sandte Italien ein langes Antwort-
schreiben mit zahlreichen Angaben zu den zusätzlichen
Fragen der Kommission.

(18) Am 17. Oktober 2006 fand in Brüssel ein Treffen zwi-
schen der Kommission (Referat TREN.F.1) und den italie-
nischen Behörden (Verkehrsministerium, Ständige Vertre-
tung, Regierung Sardiniens, ENAC) statt.

(19) Die Antwort bestätigte unter anderem, dass die nachste-
henden Strecken bereits nach den gemäß Artikel 4 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Verordnung auferlegten gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen bedient wurden:

— Olbia–Rom: Meridiana,

— Olbia–Mailand: Meridiana,

— Alghero–Rom: Air One,

— Alghero–Mailand: Air One,

— Cagliari–Rom: Air One und Meridiana,

— Cagliari–Mailand: Air One und Meridiana,

— Cagliari–Bologna: Meridiana,

— Cagliari–Turin: Meridiana,

— Cagliari–Verona: Meridiana,

— Olbia–Bologna: Meridiana.

Auf den übrigen sechs Strecken war dagegen kein Luft-
fahrtunternehmen bereit, den Flugbetrieb entsprechend
den Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe
a der Verordnung aufzunehmen. Die Italienische Repub-
lik beabsichtigt daher, eine Ausschreibung gemäß Artikel
4 Absatz 1 Buchstabe d durchzuführen. Derzeit kommen
dafür folgende Luftfahrtunternehmen in Frage:

— Olbia–Verona: Meridiana,

— Alghero–Bologna: Air One,

— Alghero–Turin: Air One,

— Cagliari–Florenz: Air One und Meridiana,

— Cagliari–Neapel: Air One und Meridiana,.

— Cagliari–Palermo: Air One und Meridiana (1).

Die Italienische Republik teilte jedoch mit, dass diese
Strecken wegen der laufenden Untersuchung der Kom-
mission noch nicht zugeteilt wurden.

III. ANALYSE

1. Rechtlicher Rahmen

(20) Die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen sind durch
die Verordnung 2408/92 rechtlich geregelt, in der die
Bedingungen für die Anwendung des Grundsatzes der
Dienstleistungsfreiheit im Luftverkehrssektor festgelegt
sind.

(21) Die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen sind definiert
als Ausnahme vom Grundsatz der Verordnung, dem zu-
folge „vorbehaltlich dieser Verordnung […] Luftfahrtun-
ternehmen der Gemeinschaft von den betroffenen Mit-
gliedstaaten die Genehmigung erteilt [wird], Verkehrs-
rechte auf Strecken in der Gemeinschaft auszuüben“ (2).

(22) Die Bedingungen für ihre Auferlegung sind in Artikel 4
festgelegt. Sie werden streng und unter Einhaltung der
Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der Verhältnis-
mäßigkeit ausgelegt. Sie müssen auf der Grundlage der in
diesem Artikel genannten Kriterien angemessen gerecht-
fertigt sein.

(23) Danach kann ein Mitgliedstaat gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen im Linienflugverkehr zu einem Flughafen
auferlegen, der ein Rand- oder Entwicklungsgebiet be-
dient, oder auf einer wenig frequentierten Strecke zu
einem Regionalflughafen, wobei die jeweilige Strecke für
die wirtschaftliche Entwicklung des Gebiets, in dem der
Flughafen liegt, als unabdingbar gilt, sofern diese Ver-
pflichtungen erforderlich sind, damit der Flugverkehr
auf der betreffenden Strecke in Bezug auf Kontinuität,
Regelmäßigkeit, Kapazität und Preisgestaltung festen
Standards genügt, die das Luftfahrtunternehmen unter
rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht einhalten
würde (3).

(24) Die Angemessenheit der Linienflugdienste wird von den
Mitgliedstaaten bewertet unter Berücksichtigung des öf-
fentlichen Interesses, der Möglichkeit, auf andere Ver-
kehrsarten zurückzugreifen, der Kapazität dieser Ver-
kehrsarten im Hinblick auf den Bedarf sowie des Ange-
bots aller Luftfahrtunternehmen zusammen, die diese
Strecke bedienen oder zu bedienen beabsichtigen (4).
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(25) Artikel 4 sieht zwei Phasen vor: in der ersten Phase
(Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a) erlegt der betreffende
Mitgliedstaat die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
für eine oder mehrere Strecken auf, deren Bedienung
allen Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft offen steht,
sofern sie die genannten Verpflichtungen einhalten. Ist
kein Luftfahrtunternehmen bereit, die Strecke entspre-
chend den bestehenden gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen zu bedienen, so kann der Mitgliedstaat in eine
zweite Phase eintreten (Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe
d), in der der Zugang zu dieser Strecke für die Dauer
von bis zu drei Jahren (kann verlängert werden) einem
einzigen Luftfahrtunternehmen vorbehalten bleibt. Dieses
Luftfahrtunternehmen wird im Rahmen einer Ausschrei-
bung der Gemeinschaft ausgewählt. Das benannte Luft-
fahrtunternehmen kann einen finanziellen Ausgleich für
die Bedienung der Strecke unter Einhaltung der gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen erhalten.

(26) Gemäß Artikel 4 Absatz 3 kann die Kommission nach
einer auf Antrag eines Mitgliedstaats oder auf eigene Ini-
tiative durchgeführten Untersuchung entscheiden, ob die
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen weiterhin gelten
sollen. Die Entscheidung der Kommission wird dem Rat
und den Mitgliedstaaten mitgeteilt.

2. Merkmale der betroffenen Strecken

(27) Die Italienische Republik hat die Auferlegung gemein-
wirtschaftlicher Verpflichtungen mit dem Entwicklungs-
bedarf Sardiniens begründet und der Notwendigkeit, die
mit seiner Insellage verbundenen Nachteile auszugleichen.

(28) Darüber hinaus hat sich die Autonome Regierung Sardi-
niens verpflichtet, die Mobilität seiner Bewohner zu för-
dern. Die Intensität des Flugverkehrs zwischen Sardinien
und dem italienischen Festland ist jedoch je nach Jahres-
zeit unterschiedlich, wenngleich dem Mobilitätsgrundsatz
zufolge die Bewohner Sardiniens während des ganzen
Jahres über genügend Reisemöglichkeiten verfügen soll-
ten. Ferner weist die Italienische Republik auf die großen
Entfernungen und langen Reisezeiten zwischen den sardi-
schen Flughäfen sowie auf die Infrastrukturdefizite auf
der Insel hin. Damit wird auch die Notwendigkeit be-
gründet, die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf
die drei Flughäfen Sardiniens anzuwenden.

(29) Nach Ansicht der Kommission kann Sardinien wegen
seiner Insellage und fehlender Beförderungsalternativen
als Randgebiet betrachtet werden.

(30) Außerdem ist der Entwicklungsrückstand der Insel gegen-
über anderen Regionen Italiens umfassend nachgewiesen.
Die Randlage Sardiniens und seine geringe Einwohner-
zahl in Verbindung mit einer massiven Abwanderung
sind die Gründe für den wirtschaftlichen Rückstand, ver-

gleichbar mit dem der südlichen Regionen des Landes
(„Mezzogiorno“).

(31) Die ihr zur Verfügung stehenden Informationen erlauben
es der Kommission nicht, die von der italienischen Regie-
rung vorgebrachte Unabdingbarkeit der betroffenen Stre-
cken anzuzweifeln.

3. Angemessenheit der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen

3.1. Allgemeine Erwägungen

(32) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
können die Mitgliedstaaten gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen nur auferlegen, „insoweit diese Verpflichtun-
gen erforderlich sind, damit der Flugverkehr auf der
betreffenden Strecke in Bezug auf Kontinuität, Regelmä-
ßigkeit, Kapazität und Preisgestaltung festen Standards
genügt, die das Luftfahrtunternehmen unter rein wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten nicht einhalten würde“.

(33) Die Angemessenheit der Flugdienste wird unter Berück-
sichtigung der nachstehend aufgeführten Kriterien gemäß
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung bewertet:

— das öffentliche Interesse,

— die Frage, ob — insbesondere für die Inselgebiete —

auf andere Verkehrsarten zurückgegriffen werden
kann und inwieweit diese Verkehrsarten den betref-
fenden Beförderungsbedarf decken können,

— die den Benutzern angebotenen Flugpreise und Bedin-
gungen,

— das Angebot aller Luftfahrtunternehmen zusammen,
die diese Strecke bedienen oder zu bedienen beab-
sichtigen.

(34) Außerdem müssen die gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und
Nichtdiskriminierung erfüllen (siehe beispielsweise das
Gerichtshofurteil vom 20. Februar 2001 in der Rechts-
sache C-205/99, Asociación Profesional de Empresas Na-
vieras de Líneas Regulares (Analir) und andere gegen
Administración General del Estado (Slg. 2001, I-01271).

(35) Aufgrund der Angaben der italienischen Behörden ist die
Kommission der Ansicht, dass die Auferlegung gemein-
wirtschaftlicher Verpflichtungen in Bezug auf Frequenzen,
Kapazitäten und Preisgestaltung notwendig sein kann, um
auf den betreffenden Strecken einen angemessenen Flug-
betrieb zu gewährleisten.

(36) Allerdings ist die Kommission auch der Auffassung, dass
einige der Bedingungen in den Erlassen Nr. 35 und 36
unangemessen restriktiv oder unverhältnismäßig sind.
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3.2. Annahme der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
binnen 30 Tagen

(37) Gemäß Punkt 8 der in den Erlassen Nr. 35 und 36 vor-
gesehenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen haben
„die Luftfahrtunternehmen, die die gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen dieses Anhangs erfüllen wollen, […] bin-
nen 30 Tagen nach Veröffentlichung der entsprechenden
Mitteilung der Kommission im Amtsblatt der Europäischen
Union dem italienischen Amt für Zivilluftfahrt (ENAC) die
förmliche Annahme mitzuteilen“. In der Praxis erwies
sich diese Bestimmung für ein Luftfahrtunternehmen so-
gar als Ausschlusskriterium, da es seine Annahme mit
eintägiger Verspätung eingereicht hatte. Auf diese Weise
werden Luftfahrtunternehmen, die nicht sämtliche Bedin-
gungen im Zusammenhang mit den gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen fristgerecht annehmen, gegebenen-
falls für deren gesamte Dauer von dem Verfahren ausge-
schlossen.

(38) Nach Ansicht der Kommission bietet Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung keine rechtliche Grundlage
für diese unangemessen restriktive Bedingung. Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung berechtigt die Mit-
gliedstaaten nicht, die Zahl der Luftfahrtunternehmen, die
Zugang zu den Strecken erhalten können, zu begrenzen,
sondern lediglich allgemeine gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen für alle Luftfahrtunternehmen aufzuerlegen,
die diese Strecke bedienen oder zu bedienen beabsichti-
gen. Eine solche Begrenzung der Zahl der Luftfahrtunter-
nehmen ist nur aufgrund von Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe d möglich.

(39) Somit muss jedes Luftfahrtunternehmen, das die gemäß
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung aufer-
legten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen akzeptie-
ren möchte, die betreffende Strecke bedienen können,
unabhängig von dem Zeitpunkt, zu dem es den Flugbe-
trieb aufzunehmen beabsichtigt. Sofern kein Luftfahrtun-
ternehmen den Linienflugverkehr auf einer Strecke ent-
sprechend den nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a auf-
erlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zu ei-
nem bestimmten Termin aufgenommen hat, können die
Mitgliedstaaten den Zugang zu dieser Strecke gemäß Ar-
tikel 4 Absatz 1 Buchstabe d einschränken. Hat jedoch
ein oder mehrere Luftfahrtunternehmen den Flugbetrieb
innerhalb der gesetzten Frist aufgenommen, dürfen an-
dere Unternehmen, die zu einem späteren Zeitpunkt ihre
Absicht mitteilen, entsprechende Luftverkehrsdienste
durchzuführen, von den Mitgliedstaaten nicht ausge-
schlossen werden. Allerdings kann es aufgrund des Ein-
tritts neuer Luftfahrtunternehmen notwendig werden,
Anpassungen an den gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen der einzelnen Unternehmen vorzunehmen (siehe
Abschnitt 3.4).

3.3. Bedienung der Strecke für drei Jahre

(40) Unter Punkt 5 der in den Erlassen Nr. 35 und 36 vor-
gesehenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen heißt
es, dass „gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2408/92 […] Luftfahrtunternehmen,
die diese gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen akzep-
tieren, den Verkehrsdienst mindestens 36 Monate unun-

terbrochen aufrechterhalten [müssen]. Eine vorzeitige
Kündigung ist dem ENAC und der Autonomen Region
Sardinien mindestens sechs Monate vorher mitzuteilen“.

(41) Die Forderung nach einer Mindestdauer des Flugbetriebs
steht in diesem Fall mit Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c
im Einklang, wo es heißt: „Falls durch andere Verkehrs-
arten eine angemessene und ununterbrochene Bedienung
einer Strecke nicht sichergestellt ist, können die betroffe-
nen Mitgliedstaaten im Rahmen der gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen vorsehen, dass Luftfahrtunterneh-
men, die die Strecke bedienen wollen, eine Garantie dafür
bieten müssen, dass sie die Strecke während eines fest-
zulegenden Zeitraums entsprechend den sonstigen Bedin-
gungen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung bedie-
nen werden.“. Die Kommission ist der Ansicht, dass we-
gen der Insellage Sardiniens und seiner großen Entfer-
nung zum Festland andere Verkehrsarten nicht geeignet
sind, angemessene Beförderungsdienste sicherzustellen.

(42) Allerdings hält die Kommission die in den Erlassen Nr.
35 und 36 vorgesehene Mindestdauer von drei Jahren für
zu lang und unverhältnismäßig.

(43) Der Kommission leuchtet die Notwendigkeit ein, die
Kontinuität der Flugdienste sicherzustellen und die Luft-
fahrtunternehmen zu verpflichten, eine Strecke während
eines bestimmten Zeitraums zu bedienen. Wie bereits
erwähnt, sind die für die Anwendung der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen zuständigen Behörden je-
doch nicht befugt, mögliche Bewerber von der Über-
nahme solcher Verpflichtungen auszuschließen. So darf
die Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen,
die weder eine Exklusivgenehmigung noch Ausgleichsleis-
tungen beinhalten, keinesfalls zu einer endgültigen oder
langfristigen Abschottung eines Marktes führen.

(44) Auf Strecken, deren Fluggastaufkommen großen saison-
alen Schwankungen unterliegt, kann die Auferlegung von
Verpflichtungen während bestimmter Jahreszeiten legitim
sein. Auf solchen Strecken neigen die Luftfahrtunterneh-
men gegebenenfalls dazu, ihr Angebot einzuschränken
oder auf die Wochen zu konzentrieren, die eine genü-
gende Auslastung aufweisen, und den Flugbetrieb wäh-
rend der übrigen Zeit einzustellen. Die Kommission ist
allerdings der Ansicht, dass nach dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit der Zeitraum, in dem ein kontinuier-
licher Flugbetrieb durch gemeinwirtschaftliche Verpflich-
tungen gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a sicherge-
stellt werden soll, ein Jahr nicht überschreiten darf.

(45) Die Kommission meint ferner, dass während dieses Zeit-
raums die für die Anwendung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen zuständigen Behörden weiterhin ver-
pflichtet sind, dieselben regelmäßig auf ihre Angemessen-
heit hin zu überprüfen. Wie nachstehend ausgeführt,
sollte eine solche Überprüfung in jedem Fall dann erfol-
gen, wenn ein neues Luftfahrtunternehmen den Flugver-
kehr auf der betreffenden Strecke aufnimmt oder im Be-
griff ist aufzunehmen.
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3.4. Aufteilung der Strecken und Frequenzen durch das ENAC

(46) Unter Punkt 1.6 der Erlasse Nr. 35 und 36 heißt es: „Um
bei der Bedienung einer Strecke durch mehrere Luftfahrt-
unternehmen Überkapazitäten aufgrund infrastrukturbe-
dingter Engpässe auf den betreffenden Flughäfen zu ver-
meiden, ist das ENAC beauftragt, im öffentlichen Inte-
resse auf Veranlassung der Autonomen Region Sardinien
die vorgesehenen Flüge der einwilligenden Luftfahrtunter-
nehmen an die mit den gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tungen verfolgten Mobilitätsziele anzupassen. Dabei sind
die Strecken und Frequenzen unter den einwilligenden
Luftfahrtunternehmen gerecht aufzuteilen, und zwar auf
Grundlage ihres jeweiligen Fluggastaufkommens auf den
betreffenden Strecken (oder Streckenbündeln) in den bei-
den Vorjahren“.

(47) Aufgrund dieser Befugnisse kann das ENAC Abwägungen
vornehmen und auf Vereinbarungen hinwirken zwischen
Luftfahrtunternehmen, die dieselbe Strecke bedienen. Im
Fall Sardiniens hat das ENAC ein Rundtischgespräch mit
Luftfahrtunternehmen geleitet, die an der Bedienung be-
stimmter Strecken interessiert waren, und hat mit ihnen
den Flugverkehr aufgeteilt.

(48) Die Italienische Republik verteidigt diese Eingriffsbefug-
nisse, da sie nach ihrer Auffassung die Kontinuität des
Flugbetriebs sicherstellen, weil die gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen nicht durch den Ein- oder Austritt ande-
rer Luftfahrtunternehmen, die eventuell weniger Interesse
daran haben, gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen ohne
finanziellen Ausgleich zu übernehmen, beeinflusst wer-
den. Insbesondere beruft sich Italien auf das Urteil des
Verwaltungsgerichts TAR Lazio vom 17. März 2005, wo-
nach es „durchaus legitim [ist], dass der Erlass (von 2004)
eine Situation vorsieht, in der alle Strecken, für die ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtungen bestehen, von meh-
reren Luftfahrtunternehmen bedient werden, die keine
Einheit darstellen und die im Wettbewerb zueinander
stehen. Allerdings ist eine solche Situation ausdrücklich
vorzusehen. Zugleich ist ein objektives Mindestkriterium
festzulegen, anhand dessen die Zeitnischen auf die gege-
benenfalls einwilligenden Luftfahrtunternehmen (ein Un-
ternehmen, zwei oder mehr) im Voraus aufgeteilt werden,
um nachteilige Überkapazitäten zu vermeiden und insbe-
sondere sicherzustellen, dass die Zuweisung der Zeitni-
schen nicht zu einer willkürlichen und faktischen Mono-
polstellung führt, die der Erlass ausdrücklich unter-
sagt.“ (1).

(49) Die nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a auferlegten
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen müssen alle Luft-
fahrtunternehmen berücksichtigen, die die betreffende
Strecke bedienen oder zu bedienen beabsichtigen. Dies
wird in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b bestätigt, wonach

„die Angemessenheit der Linienflugdienste […] von den
Mitgliedstaaten bewertet [wird], u. a. unter Berücksichti-
gung des Angebots aller Luftfahrtunternehmen zusam-
men, die diese Strecke bedienen oder zu bedienen beab-
sichtigen“.

(50) Nach Ansicht der Kommission sollte diesem Grundsatz
nicht nur zum Zeitpunkt der Auferlegung, sondern wäh-
rend der gesamten Dauer der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen Rechnung getragen werden. So sollten die
Kapazitäten und Frequenzen der jeweils geltenden ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen jedes Mal, wenn
ein neues Luftfahrtunternehmen den Flugverkehr auf
der betreffenden Strecke aufnimmt oder im Begriff ist
aufzunehmen, angepasst werden, damit die Gesamtkapa-
zitäten und -frequenzen nicht das Maß übersteigen, das
für eine angemessene Bedienung der Strecke unbedingt
erforderlich ist.

(51) Da es sich um gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a handelt, muss nicht
jedes einzelne Luftfahrtunternehmen die Frequenzen oder
Kapazitäten bereitstellen; vielmehr kann der Mindestbe-
trieb von der Gesamtheit der beteiligten Unternehmen
durchgeführt werden.

(52) Die Kommission erkennt an, dass die für die Anwendung
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zuständige
Behörde gegebenenfalls sicherstellen muss, dass diese Ver-
pflichtungen durch Kombination der angebotenen Fre-
quenzen und Kapazitäten erfüllt werden. Die Behörde
darf jedoch in keinem Fall interessierte Luftfahrtunterneh-
men an der Erbringung von Flugdiensten hindern, die die
im Rahmen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
geforderten Kapazitäten oder Frequenzen, die lediglich
Mindestanforderungen darstellen, übersteigen. Daher
sind vom ENAC erlassene Vorschriften, die die Luftfahrt-
unternehmen an der Erbringung zusätzlicher Dienste hin-
dern, unangemessen restriktiv und widersprechen der
Verordnung.

(53) Die Kommission begrüßt in diesem Zusammenhang das
Schreiben Italiens vom 15. November 2006, in dem be-
stätigt wird, dass die italienischen Behörden die Situation
jährlich neu beurteilen und eventuelle Anträge von Luft-
fahrtunternehmen prüfen werden, die bereit sind, auf den
betreffenden Strecken im Rahmen der gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen Flugdienste zu erbringen (2). Fer-
ner nimmt die Kommission die Bestätigung der Italieni-
schen Republik zur Kenntnis, dass es „den Mitgliedstaaten
nicht untersagt ist, die Angemessenheit und Notwendig-
keit der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (auch
während ihrer Anwendung) zu überprüfen und diese ge-
gebenenfalls zu ändern oder aufzuheben, sofern sie sich
nicht nachträglich als nützlich oder zulässig erweisen“ (3).
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3.5. Die Streckenpaare Alghero–Rom und Alghero–Mailand
sowie Olbia–Rom und Olbia–Mailand

(54) Die Italienische Republik begründet die Bündelung der
Strecken Alghero–Rom und Alghero–Mailand sowie
Olbia–Rom und Olbia–Mailand damit, dass diese Stre-
cken einander ergänzen und aus betrieblicher Sicht von-
einander abhängen. Die italienischen Behörden geben an,
dass der Flugbetrieb auf diesen Strecken aufgrund der
großen saisonalen Verkehrsschwankungen während zwei
Dritteln des Jahres objektiv eingeschränkt ist. Da auf die-
sen Strecken keine finanzielle Ausgleichsleistung vorge-
sehen ist, sollten die Behörden den Luftfahrtunternehmen
zumindest einen kontinuierlichen, wenngleich nicht ren-
tablen Flugbetrieb ermöglichen. Auf diese Weise könnten
die „positiven Auswirkungen der betrieblichen Abhängig-
keit“ genutzt werden, die es ermöglichen, „den Flugzeug-
umlauf an die im Winter geringe Nachfrage anzupassen“.
Darüber hinaus „erhalten Luftfahrtunternehmen durch die
Streckenbündelung einen Anreiz zur Bedienung der
betreffenden Strecken“. Ferner weist die Italienische Re-
publik darauf hin, dass die im Sommer geforderten Flug-
dienste besser zu erbringen sind, wenn mehrere Strecken
zusammen bedient werden. Nach Ansicht Italiens ist in
der Verordnung selbst die Möglichkeit vorgesehen, Nach-
frageschwankungen, beispielsweise innerhalb einer Wo-
che, durch entsprechende Kombinationen auszugleichen.
Solche Kombinationen würden es ermöglichen, die Kos-
ten zu begrenzen, die Kapazitäten optimal zu nutzen und
zugleich der Nachfrage genau zu entsprechen. Außerdem
würde der Markt dadurch nicht beeinträchtigt, sondern
würden eher mehr Luftfahrtunternehmen angesprochen.

(55) Die Kommission hält die Streckenbündelung für unver-
einbar mit Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c der
Verordnung. In den dort genannten Kriterien für die Zu-
lässigkeit und Angemessenheit der gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen ist stets ausdrücklich von „der Stre-
cke“, niemals jedoch von mehreren Strecken die Rede.
Daraus ergibt sich der Schluss, dass jedes dieser Kriterien
für jede einzelne Strecke getrennt zu prüfen ist.

(56) Diese Auslegung deckt sich auch mit dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit. Mit der Bündelung von Strecken er-
hielten die Mitgliedstaaten nämlich die Möglichkeit, ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtungen für Strecken vorzu-
sehen, auf denen dies für die Gewährleistung eines ange-
messenen Flugbetriebs nicht erforderlich ist. Auf die
Möglichkeit, Strecken zu bündeln, wird lediglich in Arti-
kel 4 Absatz 1 Buchstabe d Bezug genommen, wo es
heißt, dass das Recht zur Durchführung solcher Dienste
im Wege der öffentlichen Ausschreibung „für eine Stre-
cke oder für mehrere solche Strecken angeboten“ wird.
Dieser ausdrückliche Bezug unter Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe d bedeutet allerdings auch, dass solche Bünde-
lungen aufgrund von Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b
und c nicht möglich sind. Gerade deshalb, weil kein Luft-
fahrtunternehmen den Linienflugverkehr auf einer Strecke
entsprechend den dafür auferlegten gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtungen aufgenommen hat oder im Begriff

ist aufzunehmen, können die Mitgliedstaaten den Zugang
zu dieser Strecke für die Dauer von bis zu drei Jahren
einem einzigen Luftfahrtunternehmen vorbehalten und
das Recht zur Durchführung dieser Flugdienste im Zuge
einer Ausschreibung, die sich auch auf mehrere Strecken
beziehen kann, vergeben. Die Bündelung mehrerer Stre-
cken kann somit als Reaktion auf eine eindeutige Störung
des Marktgeschehens betrachtet werden sowie als eine
Form indirekten Ausgleichs, die, ebenso wie ein direkter
Ausgleich, nur im Rahmen des Artikels 4 Absatz 1 Buch-
stabe d zulässig ist. Keinesfalls darf mit einer Bündelung
im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a das Ziel verfolgt
werden, zwei getrennte Strecken rentabel zu machen
und so den Flugbetrieb eines oder mehrerer Luftfahrtun-
ternehmen zu begünstigen.

(57) Darüber hinaus werden die Erläuterungen der italieni-
schen Behörden durch keinerlei quantitative Angaben
technischer oder wirtschaftlicher Art gestützt.

Als Gegenargumente sind anzuführen:

— Die geforderten Kapazitäten und Frequenzen müssen
den Erfordernissen jeder einzelnen Strecke Rechnung
tragen, allerdings nicht in einer Weise, dass diesen
Erfordernissen allein durch die Bündelung der Stre-
cken besser entsprochen werden könnte.

— Die Anforderungen hinsichtlich der Frequenzen auf
diesen Streckenpaaren sind derart hoch, dass zahlrei-
che Luftfahrtunternehmen, die die gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtungen gegebenenfalls übernehmen
und den Flugbetrieb nach Sardinien aufnehmen wür-
den, praktisch ausgeschlossen sind, weil sie in keiner
der beiden Städte über eine Betriebsbasis verfügen.
Die Bündelung führt somit eher zu einer Marktab-
schirmung.

— Damit wird deutlich, dass es nur wenigen, bereits
etablierten Luftfahrtunternehmen möglich war, die
auf diese Weise gebündelten gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen zu übernehmen. Mit der Auferlegung
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen wurden jene
Luftfahrtunternehmen ausgeschlossen, die die zwei
fraglichen Flughäfen, nämlich Olbia und Alghero,
von Rom und Mailand aus bedienten oder zu bedie-
nen beabsichtigten. Angesichts der zu hohen Betriebs-
kosten konnten diese Unternehmen daher kein Ange-
bot einreichen, selbst wenn sie dies gewollt hätten.
Die Bündelung der Strecken hatte somit zur Folge,
dass andere potenzielle Luftfahrtunternehmen ausge-
schlossen wurden.
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Diese Beeinträchtigungen fallen umso stärker ins Ge-
wicht, berücksichtigt man die Bedeutung der betroffenen
Märkte (siehe nachstehende Gesamtzahlen der Fluggäste
2005, Quelle: Italienische Republik):

— Olbia–Rom und Olbia–Mailand: 731 349 (390 186
im Sommer und 341 163 im Winter);

— Alghero–Rom und Alghero–Mailand: 502 820
(184 273 im Sommer und 318 547 im Winter).

Unter diesen Umständen ist es unwahrscheinlich, dass
der Flugbetrieb zwischen den beiden größten Städten
Italiens und den sardischen Flughäfen Olbia und Alghero
derart unattraktiv ist, dass er nur durch die Bündelung
dieser Strecken attraktiv gestaltet werden kann.

(58) Nach Auffassung der Kommission ist deshalb die Bünde-
lung bestimmter Strecken mit der Verordnung unverein-
bar und unangemessen restriktiv.

3.6. Vorzugstarife für auf Sardinien geborene, dort aber nicht
wohnhafte Personen

(59) Gemäß den Erlassen Nr. 35 und 36 müssen die Luftfahrt-
unternehmen den auf Sardinien geborenen Personen,
auch wenn sie dort nicht wohnhaft sind, Vorzugstarife
anbieten. Italienischen Schätzungen zufolge würden von
dieser Regelung höchstens 220 000 Personen profitieren.
In der Praxis betrüge diese Zahl aber nur rund 110 000,
geht man davon aus, dass die Hälfte dieser Personen eine
Reise pro Jahr tätigt.

(60) In der Praxis begünstigt diese Maßnahme überwiegend
europäische Bürger mit italienischer Staatsangehörigkeit
gegenüber Bürgern anderer Nationalität. Sie könnte des-
halb zunächst als eine Diskriminierung aus Gründen der
Staatsangehörigkeit und somit als dem EG-Vertrag wider-
sprechend angesehen werden. Die fragliche Differenzie-
rung im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
wäre nur gerechtfertigt, wenn sie auf objektiven Erwä-
gungen beruhte, die von der Staatsangehörigkeit der Be-
troffenen unabhängig sind, und gemessen an dem durch
innerstaatliche Gesetze rechtmäßig verfolgten Zweck ver-
hältnismäßig wäre.

(61) Die Italienische Republik hält die Maßnahme allerdings
für notwendig, um in erster Linie den sardischen Emig-
ranten die Möglichkeit zu geben, der Kulturgemeinschaft

ihrer Heimat verbunden zu bleiben (1). Doch auch wenn
dies unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Ver-
ordnung als legitimes Ziel angesehen wird, ist die Maß-
nahme offenkundig unverhältnismäßig. Erstens gilt die
Bestimmung für alle in Sardinien geborenen Personen,
auch wenn sie dort nicht wohnhaft sind, wobei keinerlei
Nachweis über die eventuell noch bestehenden Bindun-
gen zu der jeweiligen Herkunftsregion, beispielsweise Fa-
milienangehörige, erbracht werden muss. Zweitens gilt
die Bestimmung unabhängig von den finanziellen Mitteln
der Emigranten. Drittens reisen die Emigranten nur gele-
gentlich nach Sardinien (nach Angaben der italienischen
Behörden höchstens 50 % der Berechtigten einmal pro
Jahr), im Gegensatz zu den Inselbewohnern, die relativ
häufig auf das Festland reisen, um bestimmte Grund-
dienstleistungen (Bildung, Gesundheit) in Anspruch zu
nehmen oder um wirtschaftlichen Tätigkeiten nachzuge-
hen, die für die Entwicklung Sardiniens notwendig sind.
Die Gesamtkosten dieser gelegentlichen Reisen sind daher
im Verhältnis geringer als die den Bewohnern Sardiniens
entstehenden Kosten und könnten in vielen Fällen prob-
lemlos von den Emigranten getragen werden, so dass auf
die in den Erlassen Nr. 35 und 36 vorgesehene Vergüns-
tigung verzichtet werden könnte. Eine angemessenere
und weniger restriktive Maßnahme bestünde darin, den
Emigranten, die sich den jährlichen Flug nach Sardinien
nicht leisten können, eine Unterstützung zu gewähren.

(62) Die Kommission ist unter den gegebenen Umständen der
Ansicht, dass die Bestimmung unverhältnismäßig und mit
der Verordnung nicht vereinbar ist.

3.7. Anwendung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
auf das gesamte Flughafensystem

(63) Gemäß den Erlassen Nr. 35 und 36 gelten die gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen für den Flugverkehr
nach Rom und Mailand für das gesamte Flughafensystem
dieser Städte gemäß Anhang II der Verordnung, nämlich:

— die Flughäfen Rom-Fiumicino und Rom-Ciampino

— die Flughäfen Mailand-Linate, Mailand-Malpensa und
Bergamo.

(64) Es wird daran erinnert, dass die gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen von 2000 sich auf die Flughäfen „Rom-
Fiumicino und Mailand“ erstreckten. Im Zuge der Errich-
tung des Mailänder Flughafensystems gemäß Artikel 8
und Anhang II der Verordnung hat Italien den Geltungs-
bereich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf
das gesamte Flughafensystem ausgedehnt.
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(65) Die Italienische Republik gab hierfür ausschließlich tech-
nische Gründe an, die sie dazu bewogen, jeweils das ge-
samte Flughafensystem in die gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen aufzunehmen. Sie bestätigte allerdings auch,
dass die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen in erster
Linie die Flughäfen Rom-Fiumicino und Mailand-Linate
betrafen, da die Nutznießer dieser gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen diese Flughäfen wegen ihrer Nähe zum
jeweiligen Stadtzentrum bevorzugen. So wurde auch be-
gründet, dass gemäß den gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen „je nach Verfügbarkeit der Zeitnischen min-
destens 50 % der Flüge zwischen Sardinien, Rom und
Mailand von und nach Fiumicino und Linate durchge-
führt werden müssen“ (1).

(66) Die Italienische Republik gab ferner an, dass „Fiumicino
für Rom und Linate für Mailand erwiesenermaßen die
bequemsten, am besten angebundenen und für die Flug-
gäste attraktivsten Zielflughäfen sind, da sie dem jeweili-
gen Stadtzentrum am nächsten sind und über die besten
Verbindungen dorthin verfügen.“ Ferner wird erläutert,
dass „es im Interesse besserer Dienste, die den überwie-
genden Teil der Kundenbedürfnisse befriedigen, für sinn-
voll erachtet wurde, den einwilligenden Luftfahrtunter-
nehmen nicht die Möglichkeit zu geben, diese Flughäfen
vollständig aufzugeben und andere (unbequemere und für
die Fluggäste weniger attraktive) Flughäfen desselben
Flughafensystems zu wählen“ (2).

(67) Außerdem zeigt sich, dass während der Winterflugplan-
periode nur die Flughäfen Fiumicino und Linate angeflo-
gen werden.

(68) Die Kommission zweifelt an der Notwendigkeit einer sol-
chen Maßnahme, die nach ihrer Auffassung in keinem
Verhältnis zu den angestrebten Zielen steht, nämlich Be-
reitstellung von Verkehrsdiensten zum Festland und Si-
cherstellung des territorialen Zusammenhalts. Vielmehr
hat die Maßnahme unmittelbar zur Folge, dass die Er-
bringer gelegentlicher Flugdienste ausgeschlossen werden,
ohne die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im
Grundsatz zu ändern. Außerdem werden neue Unterneh-
men auf den Strecken, die vor allem im Sommer ein
großes Fluggastaufkommen aufweisen, dauerhaft vom
Markt ferngehalten.

(69) Die Italienische Republik hat allerdings auch eingeräumt,
dass das Drehkreuz Malpensa für die internationalen Ver-
bindungen eine wichtige Rolle spielt, während die Flug-
häfen Ciampino und Bergamo als nationale Drehkreuze
für Billigfluganbieter die Möglichkeit bieten, dem Ge-
meinschaftsziel des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts zu dienen und für eine Insel wie Sardinien das
Ziel territorialen Zusammenhalts mit sämtlichen Regio-
nen Europas zu verwirklichen. Italien hat deshalb zuge-
sagt, den Erlass Nr. 35 zu ändern und die Flughäfen
Malpensa, Bergamo und Ciampino von den gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen auszunehmen (3).

(70) Die Kommission ist der Auffassung, dass mit dieser Zu-
sage die Vorbehalte ausgeräumt werden und durch eine
Änderung des Erlasses die Auswirkungen der ungerecht-
fertigten Beschränkungen, die sich aus den gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen ergeben, wesentlich abge-
schwächt werden könnten. So würde dem Verkehrsbedarf
Sardiniens Rechnung getragen, ohne die betroffenen
Märkte unverhältnismäßig zu beeinträchtigen.

(71) Angesichts dieser Zusage der Italienischen Republik be-
absichtigt die Kommission, die Unverhältnismäßigkeit der
Anwendung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
auf die Flughafensysteme von Rom und Mailand nicht
weiter zu untersuchen, behält sich allerdings vor, diesen
Aspekt im Rahmen der aktuellen und künftigen gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen gegebenenfalls erneut zu
prüfen.

IV. FAZIT

(72) Aufgrund der Angaben der Italienischen Republik stellt
die Kommission die Anwendung gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen auf den Strecken zwischen Sardinien und
dem italienischen Festland nicht in Frage. Die Auferle-
gung solcher Verpflichtungen in Bezug auf Frequenzen,
Kapazitäten und Preisgestaltung kann sich als notwendig
erweisen, um auf den betreffenden Strecken einen ange-
messenen Flugbetrieb zu gewährleisten.

(73) Die Kommission ist jedoch der Ansicht, dass einige Be-
dingungen in den Erlassen Nr. 35 und 36 der Italieni-
schen Republik unangemessen restriktiv oder unverhält-
nismäßig sind.

(74) Nach Auffassung der Kommission muss im Rahmen der
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
auferlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen jedes
Luftfahrtunternehmen, das dieselben akzeptieren möchte,
die betreffende Strecke bedienen können, unabhängig
von dem Zeitpunkt, zu dem es den Flugbetrieb aufzu-
nehmen beabsichtigt. Die Festsetzung einer Bewerbungs-
frist mit dem Zweck, die Luftfahrtunternehmen, die ihr
Angebot nach Ablauf dieser Frist einreichen, von vorn-
herein auszuschließen, ist daher unangemessen restriktiv
und mit der Verordnung unvereinbar.

(75) Die Festlegung einer Mindestdauer des Flugbetriebs er-
scheint zwar legitim, doch ist die Kommission der Mei-
nung, dass dieser Zeitraum nach dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit nicht über die Grenze des Vertretbaren
hinausgehen und im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Ver-
pflichtungen nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a ein
Jahr nicht überschreiten darf.

(76) Die Kommission ist der Auffassung, dass die dem ENAC
übertragenen Befugnisse zur Koordinierung des Flugbet-
riebs der Luftfahrtunternehmen mit dem Ziel der Vermei-
dung von Überkapazitäten sich unangemessen restriktiv
auswirken und mit der Verordnung unvereinbar sind.
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(77) Die Kommission hält die Bündelung der Streckenpaare
Olbia–Rom und Olbia–Mailand sowie Alghero–Rom
und Alghero–Mailand für unangemessen restriktiv und
mit der Verordnung unvereinbar.

(78) Die Anwendung vergünstigter Tarife zugunsten auf Sardi-
nien geborener Personen, auch wenn sie dort nicht
wohnhaft sind, ist nach Meinung der Kommission unver-
hältnismäßig und mit der Verordnung unvereinbar.

(79) Die Kommission zweifelt an der Notwendigkeit, die ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtungen auf die Flughafen-
systeme von Rom und Mailand insgesamt anzuwenden.
Dies steht nach ihrer Auffassung in keinem Verhältnis zu
den angestrebten Zielen, nämlich die Bereitstellung von
Verkehrsdiensten zum Festland und die Sicherstellung des
territorialen Zusammenhalts. Angesichts der Zusage der
Italienischen Republik jedoch, den Erlass Nr. 35 zu än-
dern und die Flughäfen Bergamo, Malpensa und Ciam-
pino von den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
auszunehmen, wird die Kommission ihre Untersuchung
einstellen, behält sich aber vor, diesen Aspekt im Rahmen
der aktuellen und künftigen gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen erneut zu prüfen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Italienische Republik darf die mit den Erlassen Nr. 35
und 36 des Ministeriums für Infrastruktur und Verkehr vom
29. Dezember 2005 (in der Gazzetta Ufficiale della Repubblica
Italiana veröffentlicht am 11. Januar 2006) auferlegten und ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr.
2408/92 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der
Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugver-
kehrs am 24. März 2006 (Erlass Nr. 35) und 21. April 2006
(Erlass Nr. 36) im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlich-
ten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen für insgesamt 16
Strecken zwischen den drei Flughäfen Sardiniens und den wich-
tigsten nationalen Flughäfen unter folgenden Bedingungen auf-
rechterhalten:

a) Jedes Luftfahrtunternehmen, das die gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen akzeptieren möchte, muss die betreffende
Strecke bedienen können, unabhängig von dem Zeitpunkt,
zu dem es seine Absicht zur Aufnahme des Flugbetriebs
bekundet, sowie unabhängig davon, ob dies innerhalb der

in den Erlassen gesetzten Frist von 30 Tagen geschieht
oder nicht.

b) Die den Luftfahrtunternehmen vorgeschriebene Mindestdauer
des Flugbetriebs im Rahmen der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtungen darf nicht mehr als ein Jahr betragen.

c) Sobald ein neues Luftfahrtunternehmen den Flugverkehr auf
einer Strecke aufnimmt oder seine Absicht dazu bekundet, in
jedem Fall jedoch einmal jährlich, prüfen die italienischen
Behörden, ob die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
auf dieser Strecke weiterhin notwendig sind, sowie den Um-
fang der den einzelnen Luftfahrtunternehmen auferlegten
Verpflichtungen.

d) Die italienischen Behörden hindern die Luftfahrtunternehmen
nicht daran, auf den betreffenden Strecken Dienste zu er-
bringen, die hinsichtlich der Frequenzen und Kapazitäten
über die Mindestanforderungen der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen hinausgehen.

e) Die Luftfahrtunternehmen können nicht verpflichtet werden,
Vorzugstarife für Personen anzubieten, die auf Sardinien ge-
boren wurden, dort aber nicht wohnhaft sind.

f) Die italienischen Behörden können das Recht zur Durchfüh-
rung von Flugdiensten auf einer Strecke zwischen zwei Städ-
ten nicht mit der Auflage verknüpfen, auch eine andere
Strecke zwischen zwei Städten zu bedienen.

(2) Die Italienische Republik notifiziert der Kommission die
zur Umsetzung dieser Entscheidung ergriffenen Maßnahmen
spätestens zum 1. August 2007.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 23. April 2007

Für die Kommission
Jacques BARROT

Vizepräsident
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8. Mai 2007

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, die vorläufigen Zulassungen für die neuen Wirkstoffe
Benalaxyl-M, Fluoxastrobin, Prothioconazol, Spirodiclofen, Spiromesifen und Sulfurylfluorid zu

verlängern

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 1929)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/333/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (1),
insbesondere auf Artikel 8 Absatz 1 vierter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG
erhielt Portugal im Februar 2002 einen Antrag von
Isagro auf Aufnahme des Wirkstoffes Benalaxyl-M in An-
hang I der Richtlinie 91/414/EWG. Mit der Entscheidung
2003/35/EG der Kommission (2) wurde bestätigt, dass die
Unterlagen vollständig sind und grundsätzlich den Anfor-
derungen der Anhänge II und III der genannten Richtlinie
hinsichtlich der Daten und Informationen genügen.

(2) Im März 2002 erhielt das Vereinigte Königreich einen
Antrag von Bayer CropScience für Fluoxastrobin. Mit
der Entscheidung 2003/35/EG wurde bestätigt, dass die
Unterlagen vollständig sind und grundsätzlich den Anfor-
derungen der Anhänge II und III der genannten Richtlinie
hinsichtlich der Daten und Informationen genügen.

(3) Im März 2002 erhielt das Vereinigte Königreich einen
Antrag von Bayer CropScience für Prothioconazol. Mit
der Entscheidung 2003/35/EG wurde bestätigt, dass die
Unterlagen vollständig sind und grundsätzlich den Anfor-
derungen der Anhänge II und III der genannten Richtlinie
hinsichtlich der Daten und Informationen genügen.

(4) Im August 2001 erhielten die Niederlande einen Antrag
von Bayer AG für Spirodiclofen. Mit der Entscheidung

2002/593/EG der Kommission (3) wurde bestätigt, dass
die Unterlagen vollständig sind und grundsätzlich den
Anforderungen der Anhänge II und III der genannten
Richtlinie hinsichtlich der Daten und Informationen ge-
nügen.

(5) Im April 2002 erhielt das Vereinigte Königreich einen
Antrag von Bayer AG für Spiromesifen. Mit der Entschei-
dung 2003/105/EG der Kommission (4) wurde bestätigt,
dass die Unterlagen vollständig sind und grundsätzlich
den Anforderungen der Anhänge II und III der genannten
Richtlinie hinsichtlich der Daten und Informationen ge-
nügen.

(6) Im Juli 2002 erhielt das Vereinigte Königreich einen An-
trag von Dow AgroSciences Ltd. für Sulfurylfluorid. Mit
der Entscheidung 2003/305/EG der Kommission (5), in
der man die englische Bezeichnung für Sulfurylfluorid
verwendete, wurde bestätigt, dass die Unterlagen vollstän-
dig sind und grundsätzlich den Anforderungen der An-
hänge II und III der genannten Richtlinie hinsichtlich der
Daten und Informationen genügen.

(7) Die Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen war
erforderlich, damit sie eingehend geprüft werden konnten
und den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben werden
konnte, für Pflanzenschutzmittel mit den betreffenden
Wirkstoffen eine auf höchstens drei Jahre befristete vor-
läufige Zulassung zu erteilen, sofern die Voraussetzungen
von Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG er-
füllt sind, insbesondere die Voraussetzung, eine einge-
hende Beurteilung des Wirkstoffs und des Pflanzen-
schutzmittels im Hinblick auf die Anforderungen der
Richtlinie vorzunehmen.

(8) Für diese Wirkstoffe wurden die Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit und die Umwelt gemäß Artikel
6 Absätze 2 und 4 der Richtlinie 91/414/EWG für die
vom Antragsteller vorgeschlagenen Anwendungen ge-
prüft. Die berichterstattenden Mitgliedstaaten haben der
Kommission am 4. Dezember 2003 (Benalaxyl-M), am
14. Oktober 2003 (Fluoxastrobin), am 20. Oktober
2004 (Prothioconazol), am 18. Mai 2004 (Spirodiclofen),
am 16. April 2004 (Spiromesifen) und am 9. November
2004 (Sulfurylfluorid) den Entwurf des jeweiligen Bewer-
tungsberichts übermittelt.
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(9) Nachdem die berichterstattenden Mitgliedstaaten den Ent-
wurf des jeweiligen Bewertungsberichts vorgelegt hatten,
wurde entschieden, dass es erforderlich ist, bei den An-
tragstellern weitere Informationen einzuholen und diese
den berichterstattenden Mitgliedstaaten zur Prüfung und
Beurteilung vorzulegen. Da die Prüfung der Unterlagen
noch im Gange ist, wird es nicht möglich sein, die Be-
urteilung innerhalb der in der Richtlinie 91/414/EWG
vorgesehenen Frist abzuschließen.

(10) Da die Beurteilung bisher keinen Anlass zur unmittelba-
ren Besorgnis ergeben hat, sollte den Mitgliedstaaten
nach Artikel 8 der Richtlinie 91/414/EWG die Möglich-
keit eingeräumt werden, die vorläufigen Zulassungen für
Pflanzenschutzmittel mit den betreffenden Wirkstoffen
um 24 Monate zu verlängern, so dass die Prüfung der
Unterlagen fortgesetzt werden kann. Der Zeitraum von
24 Monaten dürfte ausreichen, um die Beurteilung abzu-
schließen und über die Aufnahme von Benalaxyl-M, Fluo-
xastrobin, Prothioconazol, Spirodiclofen, Spiromesifen
und Sulfurylfluorid in Anhang I der Richtlinie zu ent-
scheiden.

(11) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten dürfen bestehende vorläufige Zulassungen
für Pflanzenschutzmittel, die Benalaxyl-M, Fluoxastrobin, Pro-
thioconazol, Spirodiclofen, Spiromesifen oder Sulfurylfluorid
enthalten, um einen Zeitraum von höchstens 24 Monaten
nach Erlass dieser Entscheidung verlängern.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 8. Mai 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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III

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte)

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE
RECHTSAKTE

GEMEINSAME AKTION 2007/334/GASP DES RATES

vom 14. Mai 2007

zur Änderung und Verlängerung der Gemeinsamen Aktion 2006/304/GASP zur Einsetzung eines
EU-Planungsteams (EUPT Kosovo) bezüglich einer möglichen Krisenbewältigungsoperation der
Europäischen Union im Bereich der Rechtsstaatlichkeit und in möglichen anderen Bereichen im

Kosovo

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 10. April 2006 die Gemeinsame Aktion
2006/304/GASP (1) zur Einsetzung eines EU-Planungs-
teams (EUPT Kosovo) bezüglich einer möglichen Krisen-
bewältigungsoperation der Europäischen Union im Be-
reich der Rechtsstaatlichkeit und in möglichen anderen
Bereichen im Kosovo angenommen.

(2) Der Rat hat am 11. Dezember 2006 die Gemeinsame
Aktion 2006/918/GASP angenommen, mit der die Ge-
meinsame Aktion 2006/304/GASP geändert und bis zum
31. Mai 2007 verlängert wurde.

(3) Am 27. März 2007 hat das Politische und Sicherheits-
politische Komitee empfohlen, das Mandat des EUPT Ko-
sovo um einen weiteren Zeitraum zu verlängern, und
zwar im Prinzip bis zum 1. September 2007, wobei
dieser Termin von den laufenden Arbeiten im Rahmen
der Vereinten Nationen abhängt.

(4) Damit an dem Tag, an dem bestimmte Aufgaben der
Mission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK)
nach Annahme einer entsprechenden Resolution des Si-
cherheitsrates der Vereinten Nationen der Krisenbewälti-
gungsoperation der Europäischen Union übertragen wer-
den, ein nahtloser Übergang von der UNMIK zur Krisen-
bewältigungsoperation der Europäischen Union im Ko-
sovo gewährleistet ist, sollte das EUPT Kosovo dazu he-
rangezogen werden, die Krisenbewältigungsoperation der
Europäischen Union im Kosovo während der Übergangs-
zeit aufzubauen. In diesem Zusammenhang sollte für
diesen Zeitraum eine enge Koordinierung zwischen dem

Leiter des EUPT Kosovo und dem Leiter der Krisenbewäl-
tigungsoperation der Europäischen Union im Kosovo ge-
währleistet sein.

(5) Die Gemeinsame Aktion 2006/304/GASP sollte entspre-
chend verlängert und geändert werden —

HAT FOLGENDE GEMEINSAME AKTION ANGENOMMEN:

Artikel 1

Die Gemeinsame Aktion 2006/304/GASP wird wie folgt geän-
dert:

1. Artikel 5 wird wie folgt geändert

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Generalsekretär/Hohe Vertreter erteilt dem
Leiter des EUPT Kosovo Weisungen. Nach der Einrichtung
der Krisenbewältigungsoperation der Europäischen Union
im Kosovo und vor Beginn ihrer Einsatzphase werden die
Weisungen des Generalsekretärs/Hohen Vertreters an den
Leiter des EUPT Kosovo über den Leiter der Krisenbewäl-
tigungsoperation der Europäischen Union im Kosovo er-
teilt, sobald Letzterer ernannt worden ist.“;

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Leiter des EUPT Kosovo leitet das EUPT Ko-
sovo und führt die laufenden Tagesgeschäfte. Nach der
Einrichtung der Krisenbewältigungsoperation der Europä-
ischen Union im Kosovo und vor Beginn ihrer Einsatz-
phase handelt der Leiter des EUPT Kosovo unter der Auf-
sicht des Leiters der Krisenbewältigungsoperation der Eu-
ropäischen Union im Kosovo, sobald Letzterer ernannt
worden ist.“;
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c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Leiter des EUPT Kosovo erstattet dem Gene-
ralsekretär/Hohen Vertreter Bericht. Nach der Einrichtung
der Krisenbewältigungsoperation der Europäischen Union
im Kosovo und vor Beginn ihrer Einsatzphase erstattet
der Leiter des EUPT Kosovo dem Generalsekretär/Hohen
Vertreter Bericht über den Leiter der Krisenbewältigungs-
operation der Europäischen Union im Kosovo, sobald
Letzterer ernannt worden ist.“;

d) Der folgende Absatz wird angefügt:

„(6) Sobald das Politische und Sicherheitspolitische Ko-
mitee grundsätzliches Einvernehmen über die Ernennung
des Leiters der Krisenbewältigungsoperation der Europä-
ischen Union erzielt hat, übernimmt der Leiter des EUPT
Kosovo die entsprechenden Verbindungs- und Koordinie-
rungsaufgaben.“

2. Artikel 7 erhält folgende Fassung:

„Artikel 7

Beteiligung von Drittstaaten

Unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der EU und
ihres einheitlichen institutionellen Rahmens können Dritt-
staaten eingeladen werden, einen Beitrag zum EUPT Kosovo
zu leisten, sobald die Krisenbewältigungsoperation der Euro-
päischen Union eingerichtet ist, sofern sie die Kosten für das
von ihnen abgeordnete Personal, einschließlich der Gehälter,
der medizinischen Versorgung, der Zulagen, der Versiche-
rung gegen große Risiken und der Kosten der Reise in das
und aus dem Einsatzgebiet tragen und gegebenenfalls zu den
laufenden Ausgaben der EUPT Kosovo beitragen.

Der Rat ermächtigt das PSK, die entsprechenden Beschlüsse
über die Annahme der vorgeschlagenen Beiträge zu fassen.“

3. Artikel 14 erhält folgende Fassung:

„Artikel 14

Überprüfung

Der Rat bewertet bis zum 15. Juli 2007, ob das EUPT Ko-
sovo nach dem 1. September 2007 weitergeführt werden
soll, wobei er berücksichtigt, dass ein reibungsloser Übergang
zu einer möglichen Krisenbewältigungsoperation der Europä-
ischen Union im Kosovo notwendig ist.“

4. Artikel 15 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Sie gilt bis zum 1. September 2007.“

Artikel 2

Zur Deckung der Ausgaben in Verbindung mit dem Mandat des
EUPT Kosovo im Zeitraum vom 1. Juni 2007 bis zum 1. Sep-
tember 2007 wird der nach Artikel 1 Absatz 4 der Gemein-
samen Aktion 2006/918/GASP als finanzieller Bezugsrahmen
dienende Betrag um 43 955 000 EUR erhöht.

Artikel 3

Diese Gemeinsame Aktion tritt am Tag ihrer Annahme in Kraft.

Artikel 4

Diese Gemeinsame Aktion wird im Amtsblatt der Europäischen
Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 14. Mai 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

F.-W. STEINMEIER
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Entscheidung 2007/319/EG der Kommission vom 8. September 2006 über die staatliche Beihilfe
C 45/04 (ex NN 62/04) zugunsten des tschechischen Stahlherstellers Třinecké železárny, a. s.

(Amtsblatt der Europäischen Union L 119 vom 9. Mai 2007)

Im Inhaltsverzeichnis und auf Seite 37:

anstatt: „Entscheidung der Kommission vom 8. September 2006“

muss es heißen: „Entscheidung der Kommission vom 8. November 2006“.

Seite 44:

anstatt: „Brüssel, den 8. September 2006“

muss es heißen: „Brüssel, den 8. November 2006“.
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